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somit Themen zuwendet und Kooperationsformen knüpft, die vor 1989 nicht denk­
bar waren. Hartmut Boockmanns Beitrag über die Geschichte der Albertina leitet in 
den „ostdeutschen" Teil der Tagung über, der außerdem drei kurze Berichte aus den 
Historischen Kommissionen der baltischen Länder, Ost- und Westpreußens und der 
Sudetenländer enthält. Boockmann geht eigentlich weniger auf Perspektiven der 
historischen Forschung in Ostmitteleuropa ein, sondern versucht mit einer universi-
tätsgeschichtlichen Skizze zu zeigen, daß die Geschichte (Alt-)Ostdeutschlands auch 
in Deutschland vergessen zu werden droht. Nur durch ihre Förderung in Deutschland 
sei ein Dialog mit ostmitteleuropäischen Historikern möglich. Das ist sicherlich 
zutreffend, dennoch ist es fraglich, ob denn Spekulationen über den Status der „Kali-
ningradskaja oblast'" dazu angetan sein können, die Zusammenarbeit zu fördern. Udo 
Arnold weist in seinem Beitrag darauf hin, daß die ostdeutsche landesgeschichtliche 
Forschung mit einem sehr geringen Etat auskommen muß und so Probleme hat, sich 
als Kooperationspartner anzubieten. Insgesamt genommen sind die drei Berichte aus 
den Historischen Kommissionen für eine wirkliche Information über die Kommissio­
nen und ihre Arbeit zu knapp, manches davon ist in den letzten Jahren auch schon an 
anderer Stelle ausführlich dargestellt worden. 

Der vorliegende Band ist vor allem als Dokument, „als [...] eine Momentaufnahme 
aus einer kritischen Übergangssituation" (Mühle), die zu einem Umbruch in zwei 
Phasen führte, bemerkenswert. Man wird bei der Lektüre den Eindruck nicht los, hier 
sei jemand ins Wasser gestoßen worden, der sich erst noch freischwimmen muß. Die 
ersten Züge sind jedoch getan, und der Kurs ist erfolgversprechend. Freilich drohen 
auch Widrigkeiten, die in der vorliegenden Publikation nur schemenhaft zu erkennen 
sind. So kann die Festlegung auf die historisch deutschen Ostgebiete die Gefahr mit 
sich bringen, aus formalrechtlichen Gründen auf die territoriale Bestimmung des Bun-
des-Flüchtlings- und Vertriebenengesetzes mit seinem berühmten § 96 festgelegt zu 
werden. Vor diesem Problem stand auch schon das „alte" Herder-Institut und hat sich 
gegen eine wissenschaftlich nicht zu rechtfertigende deutschtumszentrierte Auf­
gabenbeschränkung schon frühzeitig gewandt. Dennoch muß, solange der gesetz­
liche Rahmen in dieser Form besteht, wohl auch das „neue" Institut sich mit dieser 
reformbedürftigen gesetzlichen Vorgabe auseinandersetzen, wie unlängst das Gut­
achten des Bundesrechnungshofs zeigte. 
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Auf den Sudetendeutschen Tagen seit 1989 gehört es zum Ritual der Vertreter der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft (SL), der tschechoslowakischen beziehungs­
weise ab 1993 der tschechischen Regierung vorzuwerfen, sie müsse erst ihre „Haus­
aufgaben" machen, bevor sie in die „europäische Klasse" versetzt werden könne. 
Unter „Hausaufgaben" werden dabei die Anerkennung ihrer Forderungen auf Wie­
dergutmachung und die Abschaffung der Beneš-Dekrete verstanden. Diese Forde­
rungen sind eng verbunden mit der sogenannten Sudetendeutschen Frage, die 1918 
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mit der Bildung des tschechoslowakischen Staates entstanden ist und das komplexe 
rechtliche, soziale und historisch-politische Verhältnis zwischen Deutschen, Tsche­
chen und Sudetendeutschen umschreibt. Diese Frage ist für den jungen britischen 
Autor des vorliegenden Essays nach 1989 ein nicht mehr existierendes Problem. 

Burcher deutet die „Sudetendeutsche Frage" als den entscheidenden Störfaktor des 
bis heute fragilen Nachbarschaftsverhältnisses. Er ordnet sie dabei aus ihrer histori­
schen Entwicklung heraus zu Recht als eine multilaterale, internationale Angelegen­
heit ein: Sie betrifft nicht nur Sudetendeutsche, Deutsche und Tschechen, sondern 
ebenso Europa; sie wird, wenn überhaupt eine Lösung im Sinne einer kompromiß­
fähigen Bewältigung der aufgeworfenen Fragen und Probleme erwartet werden kann, 
nur im europäischen Zusammenhang gelöst werden. 

In einem einführenden historischen Abriß der gemeinsamen Geschichte beider 
Staaten spart Burcher die kritischen Punkte nicht aus: Er spricht vom verletzten 
Selbstbestimmungsrecht der Sudetendeutschen im Jahr 1918, von der Unhaltbarkeit 
des der Vertreibung zugrundeliegenden Kollektivschulddenkens. Gleichzeitig hält er 
aber die Vertreibung in der spezifischen Situation des Jahres 1945 für verständlich und 
sogar notwendig. Da diese zudem durch die Potsdamer Beschlüsse in ihren wesent­
lichen Inhalten international sanktioniert sei, seien jedwede Revisionsforderungen 
von sudetendeutscher Seite obsolet. Kritisch abwägend und differenzierend ver­
schweigt er, hier wie an anderen Stellen, seine Sympathie mit dieser grundlegenden 
politischen Haltung in der Tschechischen Republik nicht. 

Burchers Verständnis für die komplexen historischen Zusammenhänge überzeugt 
ebenso wie seine Einsicht in Struktur und Ziele der SL. Auch wenn das Nachvollzie­
hen der Argumentation des Verfassers manches Mal aufgrund der schmalen Quellen­
basis erschwert wird, sind die um Ausgewogenheit bemühten und manchmal Wider­
spruch provozierenden Bewertungen des heiklen Themas insgesamt positiv heraus­
zustellen. 

Während das deutsch-polnische Verhältnis weitestgehend durch die Zurückstel­
lung der Frage der nach 1945 vertriebenen Deutschen geprägt wurde, gilt für die 
deutsch-tschechische Beziehung das Gegenteil: Den Interessenvertretern der Sude­
tendeutschen gelang es immer wieder, für die Fortdauer ihrer politisch motivierten 
Anliegen Fürsprecher zu finden. Burcher irrt darin, daß die sudetendeutsche Lobby 
erst seit 1989 in der Lage sei, ihre Interessen wirkungsvoll auf die zwischenstaatliche 
Ebene zu übertragen, er erkennt jedoch richtig, daß die Durchsetzungsfähigkeit der 
Forderungen der SL stark abhängig von der Unterstützung durch die Bayerische Lan­
desregierung ist, die 1954 die Schirmherrschaft über die „Sudetendeutsche Volks­
gruppe", ihren später als „vierten Stamm" Bayerns deklarierten Bevölkerungsteil, 
übernahm. Nicht zuletzt auf deren Intervention hin hat es die sudetendeutsche Lobby 
in der Auseinandersetzung um den Nachbarschaftsvertrag vom 27. Februar 1992 zwi­
schen der Bundesrepublik Deutschland und der ČSFR geschafft, selbst die Meinungs­
bildung der Bundesregierung ein Stück weit in ihrem Sinn zu beeinflussen. Die starke 
Präsenz von Sudetendeutschen in der CSU und die wiederholt von der SL ventilierte 
Drohung mit dem sudetendeutschen Wählerpotential erkennt der Verfasser hier als 
die maßgeblichen Faktoren des lobbyistischen Beziehungsgcflechts auf sudetendeut­
scher Seite. 
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Burchers Bewertung des Vertragswerks als zukunftsorientiertes Abkommen zweier 
Nachbarstaaten ist zuzustimmen: Noch offene Fragen der konfliktreichen jüngeren 
Geschichte wurden, wie im Prager Vertrag vom 11. Dezember 1973, den Historikern 
zur Analyse überlassen. Daß sich damit die SL nicht einverstanden erklärte, ist nach­
vollziehbar. Die Art und Weise ihrer Ablehnung des Nachbarschaftsvertrages, Kritik­
fähigkeit unter Ausblendung von Selbstkritik nur auf den Gegenüber zu beziehen, 
zeigt, daß die Vertreter der Landsmannschaft ihre „Hausaufgaben" vergessen oder 
verdrängt haben. Mehr noch: Durch dieses Auftreten sind sie mitverantwortlich 
dafür, daß in der Tschechischen Republik heute erst in Ansätzen eine tabufreie Aus­
einandersetzung mit der eigenen Vergangenheit begonnen hat. 

Infolge der europäischen Integrationspolitik ist es zu einer Zurückdrängung des 
Einflusses der SL auf die politikgestaltenden Kräfte in der Bundesrepublik Deutsch­
land gekommen; ein Befund, der selbst für das Anwaltsverhältnis Bayerns über die 
Sudetendeutschen als zutreffend bezeichnet werden muß und im Verlauf der Diskus­
sion um die deutsch-tschechische Erklärung vom 21. Januar 1997 deutlich zutage 
getreten ist. 

Daß Burcher die manchmal allzu lapidar als ärgerlich und störend bezeichnete 
„Sudetendeutsche Frage" vorschnell für politisch erledigt hält, ist eine Sache. Wichti­
ger ist es, die „Sudetendeutsche Frage" über die Rechts- und Moralfrage im historisch 
einseitigen Verständnis der SL hinauszuführen: sie umfassend als die Frage nach dem 
vielzitierten „Scheitern der Verständigung" zu stellen, eröffnet demgegenüber die 
Chance, alle Sichtweisen der schwierigen Beziehung zwischen Sudetendeutschen, 
Deutschen und Tschechen einer kritischen Überprüfung zu unterziehen. 
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Der „oberste Kommunikationsstratege bei VW", wie die Süddeutsche Zeitung den 
beim Volkswagenkonzern angestellten Literaturwissenschaftler Klaus Kocks genannt 
hat, stellte kürzlich einen erheblichen Mangel bezüglich der Corporate Identity seines 
Arbeitgebers fest: Zu sehr definiere sich das Unternehmen über die Produktpalette 
seiner Autos, kaum jedoch über die internationale Gemeinschaft der Betriebsangehö­
rigen. In zumeist identischen Produktionsabläufen arbeitend, lebten die werktätigen 
Menschen doch in äußerst verschiedenen Sprachräumen und Kulturen. Die Un­
kenntnis über diese Lebenswelten erschwere nicht nur die (firmeninterne) globale 
Kommunikation, sondern sei zugleich ein Nährboden für Intoleranz und Vorurteile. 
Was also tun? Bei VW setzt man auf die Kombination von deutschem Vereinsleben 
und internationaler Aufklärungsarbeit, gründet eine Versammlung „Weltenbürger 
e.V." und lädt sich Intellektuelle ein, um das Problem erst einmal vom Kopf her anzu­
gehen. Den genau umgekehrten Weg, nämlich von der Beobachtung real auftretender 
Probleme in der interkulturellen Kommunikation hin zur wissenschaftlichen Ana­
lyse, gehen die Untersuchungen der ständigen Forschungsgruppc „Transformations-


